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Erklärung zu Simbabwe

Das Europäische Parlament,

A. in der Erwägung, daß sich Simbabwe gegenwärtig einer wirtschaftlichen Krise 
gegenübersieht, mit einem Allzeithoch der Inflation, und daß sich IWF und Weltbank 
weigern, weitere Darlehen zu gewähren, wobei sie nicht nur auf die schlechte 
'Performance', was das Erreichen der IWF-Ziele angeht, verweisen, sondern auch 
darauf, daß Geld dafür ausgegeben wird, Truppen in der Demokratischen Republik 
Kongo (DRC) zu unterstützen; in der Erwägung, daß der Mangel an Devisenreserven 
die Krise weiter verschärft hat, weil Treibstoff- und Energieressourcen Simbabwes 
allmählich knapp werden,

B. in der Erwägung, daß die Regierung weiterhin mehr als 1 Mio. € ausgibt, um die 
Stationierung von mindestens 10.000 Soldaten in der DRC zu finanzieren; sie hat 
ferner Ersatzteile im Wert zwischen 8 und 16 Mio. € für Kampfflugzeuge in der 
Region bestellt, wobei sie gleichzeitig um Finanzhilfen in Höhe von mindestens 50 
Mio. € bittet, um die Schäden der jüngsten Überschwemmungskatastrophe zu 
beheben, wegen der mehr als 250.000 Einwohner des Landes ihren Wohnort verlassen 
mußten,

C. in Kenntnis der Aktionen der Behörden Simbabwes, die am 9. März Artikel 27 
Absatz 3 des Wiener Übereinkommens über dipomatische Beziehungen sowie die 
Fakultativprotokolle verletzt haben, indem sie diplomatisches Kuriergepäck 
zurückgehalten und durchsucht haben,

D. in der Erwägung, daß die Regierung mittlerweile eine Haltung einnimmt, welche dem 
Geist des jüngsten Referendums über eine neue Verfassung für Simbabwe 
widerspricht, insbesondere was die Rechte der Minderheiten im Lande angeht,

1. fordert den Europäischen Rat und die Kommission auf, jegliche nichthumanitäre Hilfe 
für Simbabwe auszusetzen, bis dieses Land die demokratischen Grundsätze, den 
Rechtsstaat und die Rechte der Minderheiten innerhalb seiner Grenzen respektiert;

2. beauftragt seine Präsidentin, diese Schriftliche Erklärung dem Europäischen Rat, der 
Kommission, den Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie der Regierung von 
Simbabwe zu übermitteln.


